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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Fin octobre, Johann Schneider-Ammann a effectué une visite à Belgrade où il a
rencontré le Premier Ministre serbe Aleksandar Vucic. Les deux hommes ont abordé
divers points, notamment les relations bilatérales entre la Suisse et la Serbie ainsi que le
système dual de formation professionnelle. En outre, le chef du DEFR et le Ministre de
l'éducation, des sciences et du développement technologique Srdjan Verbic ont
inauguré le Technoparc Belgrad, un projet suisse d'assistance visant à développer la
commercialisation et l'exportation de jeunes entreprises serbes dans le domaine de la
haute technologie. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.10.2015
CAROLINE HULLIGER

Entwicklungspolitik

Der Bericht zur Weiterführung der Entwicklungszusammenarbeit wurde 2011 im
Nationalrat behandelt. Die Vorlage war im Herbst 2009 vom Bundesrat präsentiert und
2010 erstmals von beiden Kammern beraten worden. Der National- und der Ständerat
waren sich uneinig gewesen über die Festsetzung der Entwicklungshilfequote gemessen
am Bruttonationaleinkommen (BNE). Aussenministerin Micheline Calmy-Rey kündigte
daraufhin eine Zusatzbotschaft zur Erhöhung der Mittel zur Finanzierung der
öffentlichen Entwicklungshilfe an, welche im September 2010 an die Räte ging. Darin
beantragte der Bundesrat für die Jahre 2011 und 2012 die Erhöhung der Rahmenkredite
für die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) sowie das
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) um CHF 640 Mio. Dadurch würden die Ausgaben
für die öffentliche Entwicklungshilfe bis 2015 linear auf 0.5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) ansteigen und so dem voraussichtlichen Willen der
Parlamentsmehrheit entsprechen. Der Ständerat zeigte sich mit der Zusatzbotschaft
zufrieden und hiess sie gut. Zudem nahm er den Bericht zur Weiterführung der
Entwicklungszusammenarbeit an. In der Frühjahressession kamen beide Geschäfte zur
Beratung in den Nationalrat, welcher den Bericht zur Weiterführung der
Entwicklungshilfe zur Kenntnis nahm. Bezüglich der Zusatzbotschaft Mittelerhöhung für
die Entwicklungshilfe forderte eine Minderheit aus SVP- und FDP-Vertretern
Nichteintreten, weil die Entwicklungszusammenarbeit durch falsche Anreize fehlerhaft
ausgestaltet und die Herkunft der zusätzlichen Gelder nur unzureichend thematisiert
sei. Trotz Opposition von Mitte-Rechts wurde mit 109 zu 75 Stimmen Eintreten
beschlossen. Für beide Beschlüsse, also die Erhöhung der Rahmenkredite für die DEZA
als auch für das SECO, gab es je einen Minderheitsantrag, welche die entsprechenden
Ausgaben auf 0.45 Prozent des BNE plafonieren wollten. Diese Anträge wurden vor
allem von linker Seite bekämpft. Bundesrat Schneider-Ammann warb ebenfalls für eine
Ablehnung der Minderheitsanträge mit der Begründung, dass bei ihrer Annahme
Ausgaben in der Höhe von CHF 140 Mio. bei Klimaprojekten eingespart werden müssten,
die Schweiz sich aber an der UNO-Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 für die
Bereitstellung dieser Gelder verpflichtet hatte. Vertreter der Minderheit kritisierten
Linksgrün, welche die Forderung nach der Erhöhung der Entwicklungshilfe an die
Vorlage zur Erhöhung der finanziellen Beiträge an den IWF zur Bekämpfung der globalen
Finanzkrise knüpften. Die Argumentation der Ratslinken zielte darauf ab, dass nicht nur
die von der Finanzkrise getroffenen Industrieländer, sondern auch die ärmsten Länder
zusätzliche finanzielle Unterstützung benötigten. Bei der Schlussabstimmung wurden
beide Bundesbeschlüsse dank einer Mitte-Links-Mehrheit angenommen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2011
ANITA KÄPPELI
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Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Die nationalrätliche Finanzkommission reichte ein Postulat mit der Forderung an den
Bundesrat ein, zu erklären, weshalb er die Umwandlung von Bundesdarlehen in der
Höhe von CHF 374,4 Mio. an die SIFEM AG in Aktienkapital beantragt hatte. Die SIFEM
AG (Swiss Investment Fund for Emerging Markets) stellt eine durch den Bund
kontrollierte und kapitalisierte Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft dar. Mit ihrem
Postulat verfolgte die FK-NR eine Anfrage der Finanzdelegation weiter, welcher die
parlamentarische Oberaufsicht über den Aufbau der SIFEM AG zukommt. Die
Finanzdelegation war bereits im Mai 2016 mit der Bitte an den Bundesrat gelangt, vor
der geplanten Umwandlung zu prüfen, inwiefern die SIFEM AG ihre bei der Gründung
festgelegten Ziele erreicht habe und ob diese auch mithilfe von Instrumenten der
klassischen Entwicklungszusammenarbeit hätten erreicht werden können. Da die
Umwandlung im Rahmen des Voranschlags zu erfolgen habe, die Diskussion über Ziel
und Nutzen der SIFEM AG jedoch nicht Teil der Budgetdebatte sein solle, wünschte sich
die Finanzdelegation eine Beantwortung dieser Frage noch vor deren Diskussion im
Parlament. Der Bundesrat bekräftigte in einem Schreiben vom August 2016 seine
Überzeugung, dass die SIFEM AG auch in Zukunft ein nützliches Instrument in der
wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit sein werde. Er betonte zudem, dass die
Umwandlung des Darlehens die Zukunftsfähigkeit der SIFEM AG stärke, da deren
Fremdkapitalfinanzierung für private Investoren ein Hindernis darstelle. Unbeantwortet
liess der Bundesrat gemäss der Finanzdelegation hingegen die Frage, ob die vor der
Gründung der SIFEM AG definierten Ziele nicht auch durch Instrumente der klassischen
Entwicklungszusammenarbeit erreicht werden könnten. Folglich nahm die FK-NR diese
Frage in ihrem Postulat erneut auf, um innert nützlicher Frist eine breite Diskussion zur
SIFEM AG zu ermöglichen. Da die Frage der Relevanz des Instruments der
Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft bis zur Beratung des Voranschlags 2017 im
Parlament nicht debattiert werden konnte, beantragten beide Finanzkommissionen
ihren Räten erfolgreich, die Umwandlung des Darlehens in Aktienkapital aus dem
Voranschlag 2017 zu streichen und allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt nachzuholen. 

In der Frühjahrssession 2017 beriet der Nationalrat das Postulat seiner
Finanzkommission. Bundesrat Schneider-Ammann erläuterte dabei den Auftrag und
den Nutzen der SIFEM AG. So liege ihre Hauptaufgabe im Bereich der
Arbeitsplatzbeschaffung, wobei sie auch auf gute Arbeitsbedingungen, Weiterbildung
des Personals und die Einhaltung internationaler Nachhaltigkeitsstandards bedacht sei.
Bisher habe sie „die Erwartung des Bundesrates eingelöst" und könne trotz ihrer
Investitionen in schwierigen Märkten positive Betriebsergebnisse und solide
Finanzzahlen präsentieren. Zur Sicherung ihrer Leistungsfähigkeit plane der Bundesrat
eine weitere Kapitalaufstockung, was jedoch ohne die Umwandlung in Aktienkapital zu
Fehlinterpretationen in Bezug auf die Finanzkraft der SIFEM AG führen könne. Dennoch
erachtete der Bundesrat das Postulat als gute Möglichkeit, die offen gebliebenen
Fragen zu beantworten und empfahl es zur Annahme. Stillschweigend akzeptierte der
Nationalrat in der Folge das Postulat. 3

POSTULAT
DATUM: 11.11.2016
ANJA HEIDELBERGER

Ende März 2017 wurde der Bericht des Bundesrats bezüglich der Umwandlung von
Bundesdarlehen an die SIFEM AG in Aktienkapital in Erfüllung eines gleichlautenden
Postulats der FK-NR publiziert. Darin wird unter anderem aufgezeigt, dass die SIFEM AG
die Kontrolle, Aufsicht und Transparenz der Investitionsförderung des Bundes erhöht,
insgesamt eine breite Entwicklungswirkung bezüglich der Schaffung und Erhaltung von
Arbeitsplätzen erzielt und allgemein vom Bundesrat, der beratenden Kommission für
internationale Zusammenarbeit sowie der OECD positiv beurteilt wird. Die von
Bundesrat und Parlament definierten Anforderungen von Gouvernanz, Effizienz,
Wirtschaftlichkeit, Mobilisierung von Privatkapital und Risikominderung bedürfen die
Form einer Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft. Entsprechend seien solche
Organisationen weit verbreitet, ihre Bedeutung nehme zudem international zu. Die
Umwandlung der Bundesdarlehen in Aktienkapital beseitige schliesslich negative
Auswirkungen der Rechnungslegung, reduziere das Wechselkursrisiko, mache die SIFEM
AG für private Investoren attraktiver und stärke ihre Zukunftsfähigkeit. Dadurch dass die
Umwandlung haushaltsneutral sei, ergäben sich zudem keine Nachteile für den Bund. 
Die Finanzkommission des Nationalrats pflichtete nach Kenntnisnahme des Berichts
dem Bundesrat bei und sprach sich in einer Konsultivabstimmung mit 14 zu 4 Stimmen
bei 2 Enthaltungen für die Umwandlung aus. In der Sommersession lag es am Parlament,
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen, was zu weiteren Diskussionen über den Nutzen

BERICHT
DATUM: 03.04.2017
ANJA HEIDELBERGER
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der SIFEM AG sowie ihrer Umwandlung Anlass gab. Kritisch zeigte sich in der
Ständeratsdebatte Thomas Minder (parteilos, SH). Dabei beanstandete er nicht die
Umwandlung der Bundesdarlehen, sondern stellte den Nutzen der SIFEM AG selbst in
Frage. Einerseits sei eine AG dazu da, Gewinn zu erzielen, was bei der Entwicklungshilfe
nicht sinnvoll sei. Andererseits sei die SIFEM AG ein „komplizierte[s], kostspielige[s],
verschachtelte[s] Konstrukt", dessen hohe Betriebskosten im Jahr 2016 nochmals
angestiegen seien. Mit Investitionen in fast 500 Firmen in 72 Ländern sei sie verzettelt
und die Übertragung des Portfoliomanagements an die Obviam AG erlaube es dieser,
„ihre teuren Portfoliomanager [zu füttern]". Kostengünstiger wäre es stattdessen, diese
Gelder der Deza zu geben. Zudem zog Minder Parallelen zur lange Zeit unkritischen
Haltung von Bundesrat und Parlament gegenüber den Bürgschaften für Hochseeschiffe.
Im Gegenzug betonte Wirtschaftsminister Schneider-Ammann, dass die SIFEM AG
mindestens 70 Prozent ihrer Gelder in KMU investiere und somit vor allem
unternehmerische Projekte, keine Projekte mit Hilfscharakter, unterstütze. Sie stelle
daher ein komplementäres Instrument zur Deza dar. Die Spezialisten der Obviam AG
verfügen über Fachkenntnisse und übernehmen die Verwaltung der Portfolios
entsprechend den von der SIFEM AG vorgegebenen Richtlinien. Die SIFEM AG
kontrolliere die Tätigkeiten der Obviam AG sorgfältig. Die Betriebskosten seien „nicht
weit weg" von den Werten der Deza oder vergleichbarer Organisationen anderer
Staaten. Die Parallelen zur Hochseeschifffahrt liess der Wirtschaftsminister nur bedingt
gelten. So gehe es bei der Schifffahrt um deutlich höhere Beträge pro Unternehmen, da
es nur wenige Reeder mit jeweils grossen Anteilen gebe. Wenn hingegen ein von der
SIFEM AG unterstütztes Projekt nicht erfolgreich ist, seien die Verluste deutlich
geringer und würden die SIFEM AG nicht gefährden. 
In der Nationalratsdebatte zeigte sich vor allem Pirmin Schwander (svp, SZ) kritisch
gegenüber dem Bericht des Bundesrates. So seien die zentralen Fragen des Postulats
nicht beantwortet worden. Zwar erkläre der Bericht die Ziele der SIFEM AG als erreicht,
es würden aber keine substanziellen Angaben dazu gemacht, wie viele Arbeitsplätze
auch nach dem Rückzug der SIFEM AG erhalten bleiben würden. Zudem sei noch immer
nicht klar, ob diese Ziele nicht auch mit Instrumenten der klassischen Entwicklungshilfe
erreicht werden könnten. Insgesamt vermutete Schwander, dass dem Bund durch die
Umwandlung ein grösseres Risiko entstehen würde als zuvor. Trotz dieser Einwände
nahmen beide Räte den Bericht zur Kenntnis. 4

1) Visite de Johann Schneider-Ammann à Belgrad 
2) AB NR, 2011, S. 3 ff. und 17 ff.; BBl, 2009, S. 7651 ff. und BBl, 2011, S. 2919 ff.; Presse vom 1.3.11.
3) AB NR, 2017, S. 230 f.; Bericht der Finanzdelegation; Bericht des Bundesrates
4) AB NR, 2017, S. 1131 ff.; AB SR, 2017, S. 486 ff.; Bericht des Bundesrates vom 29.03.2017
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